




Großstädten lebenden Anhänger rechtsradi-
kaler Gruppen (etwa 25 °/o) ist geringer als 
der entsprechende Anteil der Gesamtbevölke-
rung (etwa 33,3 °7o).

Der skizzierte Substanzverlust des organisier-
ten Rechtsradikalismus dürfte im wesentlichen 
folgende Ursachen haben:

1. Das wachsende Bewußtsein vom Werte un-
seres demokratischen Staates und die Auf-
geschlossenheit für europäisches Denken 
in der Bundesrepublik;

2. die Engstirnigkeit und mangelnde Anzie-
hungskraft der rechtsextremen Vorstellun-
gen und Forderungen;

3. die zunehmende Zeitdistanz zur national-
sozialistischen Ara und das allmähliche Ab-
treten der sie bestimmenden Generation;

4. das abstoßende Bild der persönlichen Dif-
ferenzen und der ausgeprägte Gruppenego-
ismus im gesamten rechtsextremen Lager;

5. das Fehlen geeigneter Führungskräfte und 
einer profilierten, in sich geschlossenen 
Ideologie;

6. das Fehlen kapitalkräftiger Geldgeber.

Keine der rechtsextremen Gruppen findet sich 
bereit, die mangelnde Zugkraft ihrer politi-
schen Argumente zuzugeben und die Gründe 
für die Rückschläge im eigenen Unvermögen 
zu sehen. Stattdessen werden Dolchstoßlegen-
den erfunden wie etwa die Parole, alle Rück-
schläge seien Folgeerscheinungen von Provo-
kationen und Spaltungstaktiken der Verfas-
sungsschutzämter.

b) Sammlungsbestrebungen

Der Ruf nach einer rechtsextremen Samm-
lungsbewegung ist in den letzten 15 Jahren 
nie verstummt. Er löste Fusionsversuche, Wahl-
bündnisse und zahlreiche Neugründungen aus, 
die ohne Ausnahme scheiterten. Sie zerbra-
chen an dem Gruppenegoismus und an der 
gegenseitigen Entfremdung der beteiligten 
Vereinigungen. Alle Hoffnungen der extre-
men Rechten, unter neuem Namen Erfolge zu 
erringen, haben sich bisher als Illusionen er-
wiesen. Es genügt in diesem Zusammenhang, 
an den Mißerfolg der „Deutschen Nationalen 
Sammlung" (DNS) anläßlich der Bundestags-
wahlen 1953 und an die erfolglosen Einigungs-
bemühungen der „Arbeitsgemeinschaft für 
deutsche Politik", der „Notgemeinschaft 
Reichstreuer Verbände" und der „Deutschen 
Sammlungsbewegung" (DSB) in den Jahren 
darauf zu erinnern.

Schon damals fühlten sich mehrere Gruppen 
zugleich als Repräsentanten einer umfassen-
den nationalen Sammlung. Ähnlich liegen die 
Verhältnisse heute. Zur Zeit erheben sieben 
rivalisierende Gruppen den Anspruch, Sam-
melbecken der „nationalen Opposition" zu 
sein. Fünf von ihnen halten eine Beteiligung 
an den kommenden Bundestagswahlen von 
vornherein für nutzlos oder verfolgen andere 
als parteipolitische Ziele. Lediglich zwei Grup-
pen haben zu erkennen gegeben, daß sie sich 
im Herbst 1965 zur Wahl stellen wollen, um 
die eigene Organisation zumindest durch „Ach-
tungserfolge" im Gespräch zu halten. Bezeich-
nend ist, daß sie sich gegenseitig die Legiti-
mation als Sammlungspartei absprechen. Jede 
von ihnen rechnet dem Konkurrenten vor, er 
könne die 5 °/o-Hürde nicht annähernd errei-
chen. Die übrigen rechtsextremen Gruppie-
rungen sagen ihnen „sinnlosen Verschleiß der 
letzten Anhänger und neue Enttäuschungen" 
voraus. Tatsächlich ist der auf die rechtsradi-
kalen Gruppen insgesamt entfallende Stim-
menanteil von Wahl zu Wahl zusammen-
geschmolzen.

Um den nach Ansicht führender Funktionäre 
sonst unausbleiblichen Verfall der alten Par-
teiorganisation zu verhindern, sah sich eine 
dieser Parteien gezwungen, sich den Wäh-
lern in neuem Gewände vorzustellen. Sie er-
griff die Initiative zur Gründung einer Wahl-
partei, die sich unter Beteiligung von Rest-
beständen anderer fast erloschener Gruppen 
konstituierte. Das neue Firmenschild wird als 
spontaner Zusammenschluß national gesinn-
ter Kräfte gefeiert. Inzwischen haben die 
alten Führungskader Schlüsselpositionen auf 
den Gebieten der Propaganda, Organisation, 
Geschäftsführung und des Kassenwesens über-
nommen. Hauptschriftleiter, Redaktion und 
Verlags-GmbH des gleichfalls umbenannten 
Parteiorgans haben sich darauf festgelegt, die 
alten Ziele künftig uneingeschränkt weiter zu 
verfolgen. Der Aufbau regionaler Parteiglie-
derungen hat begonnen.

c) Publizistik

Die rechtsextremen Wochen- und Monats-
schriften führen seit Jahren einen zähen 
Kampf um neue Leserkreise. Zu diesem Zweck 
rufen sie die Mitglieder der rechtsradikalen 
Vereinigungen und eigene Lesergemeinschaf-
ten zu immer neuen Anstrengungen auf. Dem 
gleichen Ziel dienen Werbepreisausschreiben, 
Werbeaktionen im Gefolge politischer Ver-
anstaltungen, Aufkäufe von Anschriftenmate-



rial und langfristig verbreitete Freiexemplare. 
Eines dieser Blätter verwendet seit 1962 je-
weils den dritten Teil seiner gedruckten Auf-
lage zu Werbezwecken. Trotzdem ist — erst-
mals seit Jahren — der Gesamtumsatz der 
rechtsradikalen Periodika im Verlaufe des 
Jahres 1964 erheblich zurückgegangen.

Die Gesamtauflage dieser Zeitungen und In-
formationsdienste beträgt zur Zeit etwa 
183 200 Stück je Ausgabe. Davon werden etwa 
133 000 Exemplare verkauft. Die Vergleichs-
werte aus dem Vorjahre sowie nähere Ein-
zelheiten der Entwicklung enthält die folgende 
Übersicht:

Der Absatz der organisationseigenen Blätter 
hat sich annähernd in dem Maße verringert, 
wie die von ihnen repräsentierten Vereini-
gungen selbst zerfielen. Von dieser Entwick-
lung sind die Parteiorgane besonders betrof-
fen. Ihr Leserstamm bröckelt seit einigen Mo-
naten ab. Nach den Wahlniederlagen der 
rechtsextremen Splitterparteien im Jahre 1964 
war das zu erwarten. Doch haben jetzt erst-
malig auch Presseorgane, die sich mit keiner 
der organisierten Gruppen identifizieren, 
Rückschläge hinnehmen müssen. Ihre Auf-
lagenhöhe sank auf den Stand vom Sommer 
1962 zurück (Skizze 2).
Die wachsende öffentliche Auseinandersetzung 
mit der rechtsextremen Publizistik und die ab-
stoßende Gesamttendenz dieser Blätter, die 
das Urteilsvermögen der Bevölkerung offen-
sichtlich unterschätzen, zeigen hier ihre Wir-
kung. Der Bericht des Bundesministers des 
Innern über „Erfahrungen aus der Beobach-
tung und Abwehr rechtsradikaler und anti-
semitischer Tendenzen im Jahre 1963" (ver-
öffentlicht in der Beilage zur Wochenzeitung 
„Das Parlament" vom 24. 6. 64) hob hervor, 
daß es zur Bekämpfung der schädlichen 
rechtsextremen Presseagitation neben staat-
licher Initiative vor allem der Auseinander-
setzung im politischen Raume bedürfe. Dieser 
Appell hat im abgelaufenen Jahre bei den 
Trägern der Meinungsbildung Widerhall ge-
funden. Zugleich wies der genannte Bericht 
auf die Erfahrung hin, daß eine rückläufige 
Entwicklung der Verkaufsauflagen von Publi-

kationen freier Verlage erwartet werden 
könne, sobald die rechtsradikalen Tendenzen 
oder die rein destruktive Kritik an der be-
stehenden Ordnung für den unbefangenen 
Leser offenkundig werden. Diese Prognose 
hat sich als richtig erwiesen. Auch das unver-
kennbare Vokabular mehrerer rechtsextremer 
Blätter gab in den letzten Monaten wiederholt 
Anlaß zu Abbestellungen. Verworrenes Sek-
tierertum, publizistische Geschmacklosigkeiten 
und Sprachneuschöpfungen, die den politischen 
Gegner bedenkenlos als „Landes- und Volks-
verräter, Umerzieher, Verzichtler, Einweltler, 
Rassenmixer, Lizenzpolitiker oder Reichsver-
ächter" verunglimpfen, konnten kaum Beifall 
finden.

Gemessen an den Millionenauflagen des deut-
schen Presse- und Informationswesens ist die 
Ausstrahlung rechtsextremer Organe gering. 
Allein die Gesamtauflage der in der Bundes-
republik erscheinenden Tageszeitungen be-
trägt zur Zeit über 20 Millionen Stück; das 
„nationale Lager" verfügt über keine ein-
zige Tageszeitung.

Von den 38 rechtsextremen Presse- und Li-
teraturverlagen vertreiben mehr als die Hälfte 
Bücher und Broschüren. 12 von ihnen ver-
zichteten im abgelaufenen Jahre auf Neuer-
scheinungen mit verfassungsfeindlichen Ten-
denzen. Die übrigen setzten die Herausgabe 
politisch extremer Werke fort. Diese Schrif-
ten enthalten jedoch nur noch ganz selten 
offene Rechtsverstöße.





d) Der nichtorganisierte Rechtsradikalismus

Nichtorganisierte Träger rechtsextremer Auf-
fassungen treten in der Hauptsache als Buch-
autoren, Journalisten, Pamphletisten oder 
durch entsprechend motivierte Straftaten viel-
facher Art in Erscheinung. Zu ihnen gehören 
auch einige hundert Aktivisten aufgelöster 
Vereinigungen, Repräsentanten anhangloser 
„Einmann-Organisationen" sowie Personen 
mit zum Teil psychopathischen Zügen, wie sie 
in jedem Volk anzutreffen sind. Vereinzelt 
finden sich unverbesserliche Nationalsozia-
listen zu Stammtischgesprächen zusammen. 
Insgesamt halten sich diese Gruppen mehr zu-
rück als in den Vorjahren, in denen sich die 
Staatsschutzorgane noch mit etwa 1 500 bis 
2 000 rechtsextremen Einzelgängern befassen 
mußten.

Verstärkt wird auf Infiltrationsversuche rechts-
extremer Einzelgänger im Bereich der Inter-
essenverbände, unpolitischen Vereinigungen 
und studentischen Korporationen geachtet. Die 

betroffenen Gruppen haben sich gegen diese 
Eindringlinge im vergangenen Jahr wieder-
holt zur Wehr gesetzt. Sie erteilten Verwar-
nungen, schlossen Mitglieder aus oder sorgten 
für die Abwahl von Funktionären. Wo dies 
nicht rechtzeitig geschieht, pflegen schädigende 
Folgen für den betroffenen Verband nach aller 
Erfahrung nicht auszubleiben.

In welchem Maß darüber hinaus Teile der 
Bevölkerung noch für rechtsradikale und anti-
semitische Vorstellungen anfällig sind, läßt 
sich, soweit es nicht in irgendeiner äußeren 
Form zum Ausdruck kommt, naturgemäß nicht 
exakt feststellen. Meinungsumfragen, die Ver-
kaufsauflagen rechtsextremer Bücher und Zei-
tungen sowie Analysen der Wahlergebnisse 
deuten auf rückläufige Tendenzen hin. Doch 
gelten hier andere Zeitmaßstäbe als für den 
relativ raschen Verfall des organisierten 
Rechtsradikalismus. Hier sind Vorurteile und 
innere Vorbehalte zu überwinden, die nur 
zögernd aufgegeben werden.

a) Staatspolitische Leitbilder

Um 1950 wurde die Rechts- und Staatsord-
nung der Bundesrepublik noch von relativ 
starken rechtsextremen Gruppen herausgefor-
dert, die eindeutig nazistische Ziele verfolg-
ten. Sie sind inzwischen aus dem politischen 
Leben verschwunden. Die „Sozialistische 
Reichs-Partei" (SRP) wurde aufgelöst. Den 
gleichen Weg gingen zahlreiche Nachfolge-
und Untergrundorganisationen. In der Rück-
schau erweisen sich diese Abfallprodukte de 
Entnazifizierungsprozesses als letzter offener 
Versuch, im Sinne der nationalsozialistischen 
Ideologie weiterzuwirken. Seither sind viele 
Vertreter dieser Bestrebungen von der poli-
tischen Bühne abgetreten. Die Generation der 
NS-Prominenz ist inzwischen gealtert, über 
zwei Drittel ihrer höchsten Amtsträger sind 
verstorben. In den rechtsextremen Vereini-
gungen von heute haben sich die Akzente 
der staatspolitischen Agitation verschoben. 
Vorbehaltlose Bekenntnisse zum National-
sozialismus sind selten geworden. Sie scheuen 
die Öffentlichkeit, schon mit Rücksicht auf die 
laufenden Prozesse wegen nationalsozialisti-
scher Untaten, gehören aber immer noch zu 
den Randerscheinungen gruppeninterner Zu-
sammenkünfte dieser Kreise. Eine Häufung 
nazistischer Vorfälle war nur im Bereich mit-

II. Argumente, Parolen

gliedschwacher rechtsradikaler Jugendgrup-
pen und vereinzelter deutscher Kontaktstel-
len des internationalen Faschismus zu beob-
achten. Für die meisten anderen Gruppen sind 
Ausschreitungen dieser Art nicht mehr kenn-
zeichnend. Das Schwergewicht der Agitation 
zu staatspolitischen Fragen hat sich dort auf 
die destruktive Kritik an der bestehenden 
Ordnung verlagert. Dahinter werden verfas-
sungsfeindliche Leitbilder nur in groben Kon-
turen sichtbar.

In rechtsextremen Verlautbarungen wurde die 
parlamentarische Demokratie als „artfremde, 
sterile und schädliche Gesellschaftsordnung" 
verunglimpft, die den „Eidbruch der Wider-
standskämpfer zum Staatsethos erhoben" 
habe. Sie sei dem deutschen Volke als „In-
strument der Unfreiheit" aufgenötigt worden 
und widerspreche dem Recht auf freie Selbst-
bestimmung. Freiheit, Humanität und Demo-
kratie seien nichts als „schleimige Heuche-
lei". Der deutsche Bundestag habe sich zum 
„Hanswurst überstaatlicher Mächte ernied-
rigt". Solche Parolen fanden keine nennens-
werte Resonanz. Im Mittelpunkt der abwer-
tenden Kritik stehen die demokratischen Par-
teien und ihre Repräsentanten. Bevorzugte 
Angriffsobjekte sind auch die Gewerkschaf-
ten; ihre Auflösung wurde gefordert.



b) Rassedenken, antichristliche und 
antisemitische Parolen



beruhen häufig auf antisemitischen Motiven; 
taktische Erwägungen veranlassen sie jedoch, 
diese Tendenz nicht allzu offenkundig werden 
zu lassen oder zu versuchen sie dadurch zu 
kompensieren, daß sie mitunter auch jüdische 
Autoren zu Worte kommen lassen. Gelegent-
lich versuchen diese Blätter antisemitische Vor-
urteile ihrer Leser durch Hinweise auf die 
jüdische Abkunft von Personen, gegen die 
polemisiert wird, oder mit anderen unmißver-
ständlichen Anspielungen zu nähren. Anders 
verhält es sich mit den antisemitischen Pam-
phleten, die aus dem Auslande eingeschleust 
werden. Sie tarnen ihre Ziele nicht. Inhalt und 
Aufmachung dieser ausländischen Hetzschrif-
ten sind primitiv. Gegen erkannte Versuche 
des internationalen Faschismus, Verteilerstel-
len auf deutschem Boden zu bilden, sind die 
Strafverfolgungsbehörden eingeschritten.

c) Parolen im Blick auf dem Kommunismus

Die rechtsextreme Agitation zum Thema Kom-
munismus ist nicht mehr einheitlich. Eine ge-
meinsame Frontstellung der Rechtsradikalen 
gegen den Kommunismus scheitert an anti-
liberalistischen Vorstellungen und allgemein 
antiwestlichen Ressentiments. So forderten 
einige Gruppen der extremen Rechten „die 
Zusammenfassung der nationalen Kräfte des 
deutschen und des sowjetischen Volkes zum 
Schutze des Friedens gegenüber dem anti-
preußischen Bündnis zwischen Wallstreet und 
Vatikan". In diesem Zusammenhang wurde 
an die sowjetrussischen Hilfsdienste beim Auf-
bau der Reichswehr in der Zeit von Weimar, 
gemeinsame deutsch-sowjetische Truppenpara-
den nach dem Polen-Feldzug und den Hitler-
Stalin-Pakt gegen die „Reichsfeinde im We-
sten" erinnert. Zugleich stellten diese Kreise 
auf ihrer Suche nach vermeintlich zugkräftigen 
Argumenten antikommunistische Gesinnung 
schlechthin als „Deckmantel der Besitzangst" 
und notwendige Folge des „verlogenen Gefa-
sels von der westlichen Freiheit" dar. Damit 
haben sich Teile des organisierten Rechtsradi-
kalismus unverkennbar in die Nachbarschaft 
der kommunistischen Propaganda begeben.

Andere rechtsextreme Gruppen bezeichnen 
den von ihnen propagierten Antikommunis-
mus als „revolutionär", da er zugleich zur Be-
seitigung des „unfähigen demokratisch-libera-
listischen Systems" führen werde.
Insgesamt stößt die rechtsextreme Propaganda 
nur selten in Kernbereiche der notwendigen 
geistigen Auseinandersetzung mit dem Kom-
munismus vor. Umso häufiger werden anti-

kommunistische Parolen als Vorspann und zur 
Rechtfertigung einer hemmungslosen Abwer-
tung der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung und ihrer Repräsentanten im Bun-
desgebiet herangezogen. Der Demokratie wird 
unterstellt, sie nähre „die Schlange des Kom-
munismus aus nationaler Instinktlosigkeit am 
eigenen Leibe". Die Tendenz, autoritäre Ziele 
in antikommunistischer Verhüllung zu pro-
pagieren, ist hier unverkennbar.

d) Militaristische und militärpolitische Parolen

Im organisierten Rechtsradikalismus finden 
sich jetzt nur noch selten Bekenntnisse, die das 
soldatische Verhältnis von Befehl und Gehor-
sam schlechthin als Vorbild für das politische 
Leben hinstellen. Er hat erkannt, daß dies für 
ihn existenzgefährdend wäre. Unverhüllter 
Militarismus beherrscht lediglich kleine Grup-
pen politischer Sektierer. Sie geben sich der 
Hoffnung hin, daß paramilitärische Aktivisten-
gruppen eine politische Wende vorbereiten 
könnten. Immer noch wird der Wunschtraum 
von einer Nationalarmee genährt, die sich im 
rechten Moment vielleicht doch noch zur „deut-
schen Revolution" oder ähnlichen politischen 
Abenteuern mißbrauchen ließe. Polemische Be-
trachtungen über das „unzerstörbare Grund-
gesetz des ewig Soldatischen", dem staats-
prägende Kräfte „unabhängig von kommen-
den und gehenden Staatsformen" zugespro-
chen werden, kennzeichnen die hier skizzierte 
Geisteshaltung.

Die meisten rechtsextremen Gruppen und Pu-
blizisten bedienen sich zu diesem Themenkreis 
weniger drastischer Formulierungen. Sie tre-
ten als Hüter soldatischer Tugenden und Tra-
ditionen auf. Dabei mißbrauchen sie oft ge-
nug, was sie zu schützen vorgeben. Ihre wehr-
politischen Parolen werden von nahezu ein-
helliger Ablehnung der NATO, Forderungen 
nach einer deutschen Nationalarmee und ge-
hässiger Abwertung der Führungsgrundsätze 
der Bundeswehr bestimmt. Bei solcher Ein-
stellung sind konstruktive Argumente zu dem 
gegenwärtigen Ringen um die wirksamste Or-
ganisation der Verteidigungskraft im freien 
Teil der Welt nicht zu erwarten. Aus den glei-
chen Gründen ist die Haltung dieser Kreise 
zur deutschen Bundeswehr notwendigerweise 
zwiespältig, ressentimentgeladen und wechsel-
haft.

Die Bundeswehr wurde als „Fremdenlegion" 
geschmäht, die „volksfremde Dogmen" ver-
teidige und lediglich den Interessen der 
„Feindmächte" diene. Eine rechtsradikale Pa-



tei bildete Wehrausschüsse und benannte 
Wehrreferenten. Sie sollen publizistische Mit-
tel einsetzen und persönliche Kontakte be-
leben, um innerhalb der Bundeswehr gegen 
„den Ungeist der militärischen Integrations-
politik, weltfremder Reformen, der Verherr-
lichung des Widerstandes gegen Hitler" und 
der angeblichen Verachtung aller soldati-
schen Traditionen zu wirken. Ähnliche Anzei-
chen einer verstärkten Kontaktpflege im mi-
litärischen Bereich wurden bei mehreren 
rechtsextremen Gruppen beobachtet.

e) Versuche zur Ausweitung des
Agitationsrahmens

Seit mehreren Jahren bemühen sich die grö-
ßeren Vereinigungen und Publikationsorgane 
der extremen Rechten, einen Agitationsstil zu 
finden, der geeignet ist, breitere Bevölke-
rungsschichten anzusprechen. Sie vermeiden 
offene Rechtsverstöße, passen sich den beste-
henden Verhältnissen an und bevorzugen The-
men von allgemeinem Interesse, um mit de-
magogischen Mitteln „überhaupt erst einmal 
eine Atmosphäre der nationalen Leidenschaf-
ten zu erzeugen", die es dann auszunutzen 
gelte. Ein besonders wirksames Propaganda-
mittel glauben sie im Thema Kriegsschuld 
gefunden zu haben. Es wird weiterhin rein 
polemisch erörtert mit dem Ziel, die letztlich 
zum Kriege führende Politik Adolf Hitlers 
als notwendigen nationalen Aufbruch nach 
dem „Unrechtsfrieden von Versailles" dar-
zustellen und sogar die nationalsozialistischen 
Gewaltmaßnahmen einschließlich der „Juden-
Endlösung" diesem Gedankengang unterzu-
ordnen. Tatsachen, die den verbrecherischen 
Charakter des NS-Regimes kennzeichnen, wer-
den unterdrückt oder nicht zur Kenntnis ge-
nommen. Angehörige des Widerstandes gegen 
Hitler sind in den Augen vieler rechtsextre-
mer Gruppen immer noch „Landesverräter 
und Eidbrecher".

Die Vortragsreise eines ausländischen Anhän-
gers der von diesen Gruppen propagierten 
Kriegsschuldthesen brachte zwar den Veran-
staltern einige spektakuläre Tageserfolge. Die 
überwiegend ablehnende Reaktion der Öffent-
lichkeit, insbesondere die kritischen Darstel-
lungen in Presse und Rundfunk hatten aber 
neben einer Reihe von Austritten aus diesen 
Gruppen vor allem zur Folge, daß Wissen-
schaft und öffentliche Meinung seither wach-
samer auf derartige Versuche der Geschichts-
klitterung reagieren.

Ähnlich unsachlich und polemisch sind die 
meisten Äußerungen zu den Brennpunkten 
der nationalen Politik von heute. Fast alle 
rechtsextremen Gruppen halten hartnäckig an 
der Behauptung fest, die Forderung nach der 
Wiedervereinigung Deutschlands sei bei den 
staatstragenden Organen der Bundesrepublik 
nur ein Lippenbekenntnis. Daneben wird mit 
allen publizistischen Mitteln eine Radikalisie-
rung der bäuerlichen Bevölkerung und der 
Interessenverbände unter demagogischer Aus-
nutzung beruflicher Anliegen angestrebt. Er-
folge dieser Bemühungen sind jedoch nicht 
festzustellen. Alle bisherigen Versuche des 
„nationalen Lagers", eigene bäuerliche Kampf-
organisationen zu schaffen, blieben im Ansatz 
stecken. Eine mit diesem Ziel geschaffene 
„Partei", ihre Spaltung in drei rivalisierende 
Gruppen und ihr Ende nach kaum einjähri-
gem Bestehen im Frühjahr 1964 sind ein typi-
sches Beispiel für die Erfolglosigkeit solcher 
Versuche.

Einige Publizisten setzten sich für eine Libera-
isierung des Staatsschutzrechtes mit der durch-
sichtigen Begründung ein, „die Grenze der 
freien Meinungsäußerung sollte dort gezogen 
werden, wo die Ehre des Volkes und seine Le-
bensinteressen angetastet, verraten und in den 
Schmutz gezogen" würden. Dies sei richtiger, 
als jede verfassungspolitische Erörterung zur 
„Selbstverbesserung der Demokratie" für un-
zulässig zu erklären und Bekenntnisse, in 
denen die wahren Feinde des deutschen Vol-
kes beim Namen genannt würden, als Völ-
ker- und Rassenhetze unter Strafe zu stellen. 
Außerdem werde mit dem Begriff „rechtsradi-
kal" Meinungsterror getrieben, um „aufrechte 
Patrioten" in Mißkredit zu bringen. Diese 
Argumentation entspricht bei umgekehrten 
Vorzeichen derjenigen des kommunistischen 
Lagers, das zwar einen Verzicht auf straf-
rechtliche Maßnahmen gegenüber den Ver-
fassungsfeinden von links fordert, zugleich 
aber eine Verschärfung der Maßnahmen ge-
genüber „faschistischen" Bestrebungen.

Diese Parolen der Rechtsextremen laufen auf 
den Versuch hinaus, die Möglichkeit exakter 
Unterscheidungen zwischen rechtsradikaler Be-
tätigung und Äußerungen eines rechtverstan-
denen Nationalempfindens anzuzweifeln. Be-
denken dieser Art sind jedoch unbegründet. 
Die Staatsschutzbehörden in Bund und Län-
dern bezeichnen seit jeher als rechtsradikal 
nur diejenigen nationalistischen Gruppen und 
Personen, die ein glaubhaftes Bekenntnis zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung 



vermissen lassen und bei denen konkrete An-
haltspunkte dafür vorliegen, daß ihre Zielset-
zung oder Tätigkeit gegen die verfassungs-
mäßige Ordnung gerichtet ist oder daß sie 
solche Bestrebungen fördert. Der Versuch der 

Verschleierung derartiger Ziele durch demo-
kratische Lipenbekenntnisse darf und wird 
die Staatsschutzbehörden nicht von ihrer ge-
setzlichen Pflicht zur Beobachtung verfas-
sungsfeindlicher Bestrebungen abhalten.

III. Auswirkungen des internationalen Faschismus im Bundesgebiet

Die Betätigung des internationalen Faschismus 
im Bundesgebiet hat eine doppelte Zielrich-
tung. Einerseits streben die ausländischen 
Gruppen Zweiggründungen und funktions-
fähige Kontaktstellen auf deutschem Boden an, 
wobei oft genug ungewiß bleibt, ob ihre organi-
satorischen Schachzüge nicht nachrichtendienst-
liche Zwecke verfolgen oder dazu dienen, die 
Bundesrepublik zu provozieren oder zu dis-
kriminieren. Zum anderen werden seit Jahren 
Propagandaschriften der rechtsextremen Aus-
landsgruppen eingeschleust, um innerhalb der 
Bundesrepublik aus ähnlich undurchsichtigen 
Gründen antisemitistische, antidemokratische 
und neonazistische Gefühle anzuregen. Beide 
Erscheinungsformen wurden auch im abgelau-
fenen Jahre festgestellt.

a) Kontaktstellen des internationalen
Faschismus auf deutschem Boden

Die meisten deutschen Gruppen scheuen offene 
Kontakte zum internationalen Faschismus. Nur 
die „Deutsche Soziale Bewegung" (DSB) be-
zeichnet sich als Sektion der rechtsextremen 
„Europäischen Sozialen Bewegung" (ESB) mit 
Sitz in Schweden. Ihre Anhängerzahlen sind 
sehr gering. Alle sonstigen Vereinigungen 
beschränken sich darauf, mit einzelnen Ver-
tretern des europäischen Faschismus zu kor-
respondieren und Publikationen auszutau-
schen, wobei kompromittierende Kontakte zu 
Sektierern wie Lincoln ROCKWELL (USA), 
Colin JORDAN (Großbritannien), Jean THI-
RIART (Belgien) und Gaston AMAUDRUZ 
(Schweiz) gemieden werden. Diese Zurück-
haltung beruht auf Gegenseitigkeit. So hat ein 
belgischer Faschist die rechtsextremen Grup-
pen im Bundesgebiet mit einer Kette falscher 
Perlen verglichen, deren Schnur verrottet sei. 
Deshalb müßten internationale Kontaktstellen 
auf deutschem Boden entstehen, die es außer-
halb des aufgesplitterten deutschen Rechts-
radikalismus zu errichten gelte. Bemühungen 
dieser Art sind relativ häufig. Sie blieben je-
doch stets im Ansatz stecken.
Im Mai 1964 löste sich die „Arbeitsgemein-
schaft Nationaler Kreise" (ANK) auf. Sie 

gehörte dem rechtsextremen „Northern Euro-
pean Ring" in England an. Zwei Monate dar-
auf scheiterte ein Versuch des schwedischen 
Faschisten Walter GRÜN, deutsche Hilfskräfte 
für sein „Nationales Koordinationskomitee für 
Europa" zu mobilisieren. Unter diesem fik-
tiven Impressum hatte GRUN verfassungs-
feindliche Broschüren herausgegeben und 
einige hundert Exemplare in die Bundesrepu-
blik eingeschleust. Er wurde am 17. Juli 1964 
in Schleswig-Holstein festgenommen und nach 
10 Wochen Untersuchungshaft nach Schweden 
abgeschoben. Die Ermittlungen gegen seine 
deutschen Kontaktpersonen sind noch nicht 
abgeschlossen.

Ähnlich erging es der belgischen Faschisten-
gruppe „Europafront". Der Aufbau ihrer deut-
schen Zweiggliederung scheiterte an der Ver-
botsandrohung des Polizeipräsidenten in 
Aachen für das geplante Jugendlager der 
„Europafront" im August 1964.

Trotz wiederholter Einreise in die Bundes-
republik ist auch der Leiter der rechtsextre-
men Bewegung „Jeune Europe", Jean THI-
RIART, bei seinen Versuchen, Zweiggruppen 
im Bundesgebiet ins Leben zu rufen, ohne 
Erfolg geblieben. Das gleiche gilt für die 
„World Union of National Socialists" (USA) 
und ihre britische Sektion „National Socialist 
Movement" (NSM), die sich immer noch um 
den Aufbau geheimer deutscher Kontaktstel-
len bemühen.

b) Publizistische Einflüsse

Der Zustrom ausländischer Propagandaschrif-
ten hat sich verstärkt. Im Jahre 1964 gelang-
ten 66 (gegenüber 45 im Bundesgebiet herge-
stellten) periodisch erscheinende Zeitschriften 
(siehe nachstehende Bildtafel) sowie minde-
stens 78 verschiedene Flugschriften und Bro-
schüren in unbekannten Auflagen in die Bun-
desrepublik. Dieses Agitationsmaterial stammt 
aus 21 Ländern, vorwiegend aus den USA, 
Großbritannien, Belgien, Schweden und der 
Vereinigten Arabischen Republik. Der Inhalt 
ist antisemitisch, antidemokratisch oder allge-





mein rassistisch. Zum Teil wird die national-
sozialistische Ideologie fanatisch propagiert.

Besonders aktive Versuche zur Verbreitung 
nationalsozialistischer Vorstellungen unter-
nahmen die „World Union of National Socia-
lists" (WUNS) und die ihr angeschlossene 
Gruppe des Engländers Colin JORDAN. Sie 
haben außer englischsprachigen Hetzschriften 
nazistische Klebezettel und Armbinden mit 
Hakenkreuzen über belgische Verbindungs-
leute in das Bundesgebiet eingeschleust. Die 
„National States Rights Party" (USA) setzte 
den Versand der Ritualmord-Nummer des 
„Stürmer" fort. Auch der seit Jahren bekannte 
schwedische Judenhasser Einar ABERG hat 
weiterhin seine Hetzpamphlete verschickt. Das 
Niveau der periodisch erscheinenden Presse-
organe des internationalen Faschismus ist ab-

stoßend. Zum Teil enthalten sie weitschwei-
fige Ausführungen über interne Volkstums-
und Rassenauseinandersetzungen aus ihren 
Herkunftsländern, die in dem deutschen Leser 
rassische Vorurteile wecken oder vertiefen 
können.

Die ausländischen Hetzschriften gehen vorwie-
gend rechtsradikalen Organisationen und Pres-
severlagen sowie zahlreichen Angehörigen 
des sogenannten „nationalen Lagers" auf dem 
Postwege zu. Außerdem versucht der inter-
nationale Faschismus den Absatz seiner Publi-
kationen durch geheime Vertriebsstellen in 
der Bundesrepublik zu steigern. Eine solche 
Verteilerstelle wurde in Bamberg festgestellt. 
Die zuständige Staatsanwaltschaft hat gegen 
den ermittelten Täter Ankläge wegen Einfuhr 
und Verbreitung staatsgefährdender Schriften 
erhoben.

IV. Rechtswidrige Aktionen inländischer Täter

a) Verbotsmißachtung, Geheimbündelei, 
Terror

Die Bemühungen verbotener rechtsextremer 
Vereinigungen, ihre verfassungsfeindliche Tä-
tigkeit fortzusetzen, haben nachgelassen. Der 
„Bund Vaterländischer Jugend" (BVJ) stellte 
seine Jungenschaftsarbeit ein. Ein kleiner 
Kreis ehemaliger BVJ-Funktionäre pflegt 
noch einen Zusammenhalt. Einige von ihnen 
ließen sich in den Vorstand einer anderen 
Jugendgruppe wählen und versuchen, sie zu 
unterwandern. Aktivisten der verbotenen 
Ludendorff-Bewegung veranstalteten getarnte 
Zusammenkünfte. Mehrere Angehörige des 
„Bundes Heimattreuer Jugend" (BHJ) und der 
„Wiking-Jugend" (WJ) mußten sich wegen 
des Verdachts verantworten, gegen das ihren 
Gruppen auferlegte Uniformverbot verstoßen 
zu haben.

Die deutschen Gerichte befaßten sich mehrfach 
mit Einzeltätern deutscher und österreichischer 
Staatsangehörigkeit, die in Sprengstoffver-
brechen und Terror-Aktionen in Südtirol ver-
wickelt waren. Zwei ehemalige Mitglieder des 
verbotenen rechtsradikalen „Bundes Vaterlän-
discher Jugend" erhielten aus diesem Grunde 
Freiheitsstrafen von 15 bzw. 7 Monaten. Ge-
gen zwei im Juni 1964 verhaftete österreichi-
sche Staatsangehörige und einen deutschen 
Mittäter wurde Anklage erhoben, weil sie 
Sprengstoffanschläge in Südtirol vorbereitet 
hatten und dazu in Österreich ausgebildet 

worden waren. Ein Verwaltungssekretär aus 
München wurde zu acht Monaten Gefängnis 
verurteilt; er hatte Südtirol-Terroristen miß-
bräuchlich mit deutschen Personalausweisen 
versorgt. Außerdem befinden sich zur Zeit 
zwei Deutsche wegen Verdachts der Beteili-
gung an Sprengstoffanschlägen in italienischer 
bzw. Schweizer Untersuchungshaft. Alle diese 
Personen wurden von ausländischen Hinter-
männern gesteuert und finanziert. Dabei be-
nutzen auch radikale Angehörige einer in 
Österreich verbotenen Studentenverbindung 
ihre Kontakte zu deutschen Korporationen, 
um deren Mitglieder zu Sprengstoffanschlägen 
zu verführen. Für die ausländischen Draht-
zieher der Terrorwelle in Südtirol, die be-
kanntlich Todesopfer gefordert hat und u. a. 
zur Verletzung und Verstümmlung von etwa 
30 Personen führte, wurden die Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland inzwischen ge-
schlossen.

Im Bereich der Ostemigration standen die 
Strafverfahren gegen 44 Mitglieder und Funk-
tionäre der verbotenen kroatischen „Kreuzer-
Bruderschaft" und anderer Ustascha-Gruppen 
im Blickpunkt des Interesses. 26 Angeklagte 
wurden wegen ihrer Beteiligung an Terror-
aktionen, wegen Geheimbündelei, Sprengstoff-
verbrechens und unberechtigten Waffentra-
gens zu hohen Zuchthaus- und Gefängnisstra-
fen verurteilt. Diese Verfahren und eine Reihe 
ausländerpolizeilicher Auflagen haben be-
wirkt, daß die vor Jahresfrist noch sehr rege





Untergrundarbeit der genannten Kreise zwi-
schenzeitlich nahezu aufgehört hat. Von neuen 
Terrorvorhaben in Jugoslawien haben die 
erwähnten Gruppen aus eigenem Entschluß 
Abstand genommen. Drei einschlägige Orga-
nisationen bestehen nicht mehr. Die „Kroa-
tische Befreiungsbewegung" (HOP) legt jetzt 
Wert darauf, sich von den radikalen Gruppen 
innerhalb der Ustascha-Bewegung zu distan-
zieren.

Anhaltspunkte dafür, daß im Bundesgebiet 
Fluchthilfeorganisationen für NS-Verbrecher 
tätig seien, haben bisher weder die einschlä-
gigen Ermittlungen der Strafverfolgungsbehör-
den noch die langjährige Kontrolle nazistischer 
Bestrebungen durch die Ämter für Verfas-
sungsschutz erbracht. Alle Presseverlautbarun-
gen, die von der Existenz solcher Gruppen 
während der letzten zehn Jahre ausgehen, 
stellten sich bei näherer Prüfung als unzutref-
fend heraus.

b) Nazistische und antisemitische
Einzelvorfälle

Im Jahre 1964 hat das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz auf Grund von Meldungen der 
Landesämter für Verfassungsschutz und der 
Strafverfolgungsbehörden 171 Vorfälle erfaßt, 
die nach dem äußeren Tatgeschehen auf nazi-
stische oder antisemitische Motive der Täter 
schließen ließen. Während die Zahl der Aus-
schreitungen von 1960 bis 1963 ständig ab-
nahm, ist sie 1964 im Vergleich zum Vorjahre 
(177 Fälle) erstmals annähernd konstant ge-
blieben. Die Entwicklung seit 1959 ist im ein-
zelnen aus der Tatzeitenstatistik (Skizze 3) 
zu ersehen. Eine Untersuchung der räumlichen 
Streuung zeigt, daß mehr als die Hälfte der 
Fälle auf Nordrhein-Westfalen und Nieder-
sachsen entfällt. Die übrigen Länder folgen 
erst in weitem Abstand.

Nach ihrer äußeren Begehungsform lassen sich 
die Ausschreitungen — abgesehen von den 
bereits dargestellten Verbotsmißachtungen 
und geheimbündlerischen Aktionen — in fol-
gende Gruppen aufteilen (Skizze 4):

1. Friedhoisschändungen

Auf 12 jüdischen Friedhöfen wurden Grab-
steine beschädigt oder umgestürzt. Die inten-
siven polizeilichen Ermittlungen haben bisher 
nur in einem Fall zur Aufdeckung des Täters 
geführt; er war geistesschwach. In den meisten 
übrigen Fällen deuten die polizeilichen Ermitt-
lungen auf die Täterschaft strafunmündiger 

Kinder hin. Solche Unfughandlungen ereigne-
ten sich auch auf christlichen Friedhöfen.

2. Bedrohungen und Beleidigungen politischer 
Gegner und jüdischer Mitbürger

Diese Vergehen sind mit 30 Meldungen im 
Vergleich zum Vorjahre (43 Fälle) weiter zu-
rückgegangen. Jüdische Mitbürger, Journali-
sten und Staatsanwälte, die mit der Verfol-
gung von NS-Verbrechen befaßt waren, wur-
den durch anonyme Drohbriefe belästigt. Hin-
zu kommen antisemitische Beleidigungen im 
Verlauf persönlicher Auseinandersetzungen 
oder unter Alkoholeinfluß. Auf der anderen 
Seite beklagen sich auch rechtsextreme Akti-
visten über anonyme Belästigungen und Be-
drohungen.

3. Schmieraktionen

In 64 Fällen wurden Hakenkreuze oder nazi-
stische Parolen geschmiert. Unbekannte Täter 
besudelten in dieser Weise u. a. das Portal 
der Matthäuskirche in Frankfurt am Main.

4. Flugschriften und Plakataktionen

Erfaßt wurden 28 Vorfälle, bei denen es sich 
fast ausschließlich um die Versendung anti-
semitischer Pamphlete mit sehr primitiven 
Hetztiraden handelt. Umfangreiche Ermittlun-
gen waren erforderlich, um einem besonders 
hartnäckigen Pamphletisten das Handwerk zu 
legen. Er hatte seine antisemitischen Schriften 
u. a. an ausländische Missionen, Ministerien, 
Partei-Geschäftsstellen und Gewerkschaftsbü-
ros versandt. Das gegen ihn eingeleitete Ver-
fahren ist inzwischen wegen seiner Unzurech-
nungsfähigkeit gemäß § 51 Abs. 1 StGB ein-
gestellt worden. Auf gleicher Ebene liegt die 
Herstellung und Verbreitung eines periodisch 
erschienenen „Politisch-satyrischen Wochen-
spiegels" mit extrem antisemitischem Inhalt 
durch einen unbelehrbaren Nationalsoziali-
sten. Ein seit Jahren in gleicher Weise tätiger 
76jähriger Handelsvertreter wird zur Zeit auf 
seinen Geisteszustand untersucht. Die im 
Bundesgebiet vereinzelt aufgetretenen Plakate 
und Klebezettel mit NS-Symbolen stammen 
größtenteils aus dem Auslande.

5. Sonstige Störaktionen

Auch zu diesen 29 Vorfällen zählen einige 
schwerwiegende Unfughandlungen. An meh-
reren Orten wurden Kränze zu Ehren von 
Opfern des NS-Regimes von Mahnmalen und 
aus Synagogen gestohlen. Drei Fälle betreffen 
Ausschreitungen rechtsextremer Jugendgrup-





pen, wie das Singen nazistischer Lieder oder 
das gemeinschaftliche Abhören entsprechender 
Schallplatten und Tonbänder.

Die übrigen Täter haben unter Alkoholeinfluß 
antisemitische Wirtshausgespräche geführt, 
Hakenkreuz-Embleme gezeigt oder NS-Lieder 
gesungen.

c) Die Täter und ihre Beweggründe

Bisher wurden 74 Täter der antisemitischen 
und nazistischen Vorfälle des Jahres 1964 er-
mittelt. 16 von ihnen gehörten rechtsradikalen 
Gruppen als Mitglieder an; 26 hatten ein 
geringeres Alter als 30 Jahre. Die Alters-
schichtung der seit 1960 ermittelten Täter ist 
in der folgenden Übersicht zusammengefaßt:

Wie in den Vorjahren entstammen die weit-
aus meisten Urheber nazistischer und antise-
mitischer Vorfälle als Lehrlinge, Fach- oder 
Hilfsarbeiter, kaufmännische Angestellte oder 

sonstige Angehörige unselbständiger Berufe 
den sozial schwächeren Bevölkerungsschichten. 
Viele lassen auf Grund ihrer Vorstrafen oder 
ihrer arbeitsscheuen Lebensweise sozialoppo-
sitionelle Züge erkennen. Bei 6 Antisemiten 
handelte es sich allerdings um Angehörige 
gehobener Berufe (Ärzte, Apotheker, Inge-
nieure).

Bereits 1962 wurde festgestellt, daß nach dem 
Rückgang der massenpsychologisch bedingten 
Unfughandlungen des Jahres 1960 und dem 
hohen Anteil an politisch motivierten Taten 
im Jahre 1961 eine Verlagerung auf Ausschrei-
tungen sozialoppositioneller Kräfte zu erken-
nen ist. Diese 1963 wiederholte Feststellung 
gilt auch für das abgelaufene Jahr. Die Zu-
nahme der Taten aus politischer Überzeugung 
ist auf das Auftreten einiger in rechtsradikalen 
Gruppen organisierter Täter zurückzuführer 
(Skizze 5).

Im einzelnen führt die Analyse der Tatmotive 
zu folgenden Ergebnissen:

31 politische Überzeugungstäter, darunter 
mehrere Antisemiten und rechtsradikale 
Aktivisten sowie einige unbelehrbare Na-
tionalsozialisten (1963: 23);

19 politische Affekt- und Rauschtäter, darunter 
mehrere Fälle mit allgemein asozialem 
Hintergrund (1963: 36);

20 Urheber unpolitischer Unfughandlungen 
aus Geltungstrieb oder aggressivem Tätig-
keitsdrang (1963: 33);

4 Personen, die infolge Schwachsinns oder 
Geisteskrankheit unzurechnungsfähig sind 
(1963: 7).

V. Staatliche Maßnahmen gegen Träger nationalistischer und antisemitischer 
Bestrebungen

a) Straf- und Einziehungsverfahren

Mit rund 80 Urteilen gegen Straftäter aus 
extrem nationalistischen oder antisemitischen 
Motiven im Jahre 1964 ist der Anteil der 
Strafverfolgungsbehörden an der Bekämpfung 
rechtsextremer Bestrebungen im Vergleich zu 
den beiden Vorjahren nur unwesentlich ge-
ringer geworden. Mindestens 72 dieser Urteile 
sind rechtskräftig. Sie ahnden neben den Aus-
schreitungen deutscher Rechtsextremisten auch 
die Delikte kroatischer Emigrantengruppen im 
Bundesgebiet, über die bereits im Jahre 1963 

berichtet wurde. Die Gesamtzahl der einschlä-
gigen Urteile aus den letzten fünf Jahren hat 
sich damit auf 677 erhöht (1960: 335, 1961: 111, 
1962: 76, 1963: 83 Verurteilungen).

Der Strafrahmen dieser 677 Urteile reicht von 
der richterlichen Ermahnung jugendlicher Tä-
ter über Geld- und Gefängnisstrafen bis zur 
Strafe von sechs Jahren Zuchthaus. Im einzel-
nen wurden verhängt:

12 Zuchthausstrafen, davon 11 gegen Auslän-
der;





26 Gefängnis- und Jugendstrafen von 1 bis 
5 Jahren, davon 10 gegen Ausländer;

50 Gefängnis- und Jugendstrafen zwischen 
6 Monaten und 1 Jahr, davon 3 gegen 
Ausländer;

249 Gefängnisstrafen unter 6 Monaten, davon 
5 gegen Ausländer;

228 Geld- bzw. Haftstrafen;

110 Maßregelungen und Zuchtmittel nach dem 
Jugendgerichtsgesetz, davon 1 gegen ei-
nen Ausländer;

2 Unterbringungen in einer Heil- und Pfle-
geanstalt;

3 weitere Täter wurden in eine Trinkerheil-
anstalt eingewiesen.

Unter den einschlägig Verurteilten der Jahre 
1960—1964 befinden sich 22 Frauen (3%). In 
einem Fall wurde auf die Zulässigkeit von 
Polizeiaufsicht gemäß § 38 StGB erkannt.

Ein Kennzeichen rechtsextremer und nazisti-
scher Ausschreitungen ist — im Gegensatz zu 
den Gesetzesverletzungen der Verfassungs-
feinde von links — ihre tatbestandsmäßige 
Vielfalt. Die seit Anfang 1960 ergangenen 
Urteile stellen 1 177 Verstöße gegen die fol-
genden Strafvorschriften fest:

1. 39 'Vereinigungsdelikte (3% der untersuch-
ten Rechtsverstöße)

davon:

Verfassungsfeindliche Vereinigungen 
(§ 90a StGB) ' 10

Bandenbildung, Geheimbündelei
(§§ 127, 128 StGB) 20

Kriminelle Vereinigungen
(§ 129 StGB) 9

Aufforderung zu strafbaren
Handlungen (§111 StGB) 2

Landfriedensbruch (§ 125 StGB) 2

Totschlag (§ 212 StGB)

3. 248 Fälle staats- und ordnungsgefährdender 
Agitation (21 %)

davon:

Verwendung von Kennzeichen verbo-
tener Organisationen (§ 96 a StGB, 
Bayer. Ges. gegen die Verbreitung von 
Kennzeichen verbotener Organisatio-
nen) 82

Volksverhetzung (§ 130 StGB) 50

Billigung von Verbrechen (§ 140 StGB) 50

Verunglimpfung des Andenkens
Verstorbener (§ 189 StGB) 17

Beschimpfung der Bundesrepublik usw. 
(§ 96 StGB) 15

Religionsbeschimpfung (§ 166 StGB) 10

Vergehen gegen das Berliner Kontroll-
ratsgesetz Nr. 8 vom 3. 11. 45 in Ver-
bindung mit der Verordnung 511 der 
westalliierten Kommandanten vom 
15. 11. 51 9
Verfassungsfeindliche Schriften 
(§ 93 StGB) 9

Verunglimpfung des Bundespräsidenten 
(§ 95 StGB) 3

Verunglimpfung von Staatsorganen 
(§ 97 StGB) ' 2

Verfassungsfeindliche Zersetzung 
(§ 91 StGB) 1

4. 811 sonstige Fälle nazistischer und antisemi-
tischer Stör- und Schmiertätigkeit (69 °/o)

2. 79 Straftaten aus terroristischen Motiven
(7 °/o)

davon:

Sprengstoffverbrechen 27

Brandstiftung (§§ 306, 311 StGB) 22

Nötigung und Bedrohung
(§§ 240, 241, 114 StGB) 12
Vergehen gegen das Waffengesetz 9

Aufforderung zum Verbrechen 
(§ 49 a StGB) 4 

davon:

Beleidigung (§ 185 ff. StGB) 249

Grober Unfug usw. (§ 360 StGB) 202

Vergehen gegen das Versammlungs-
gesetz 141

Sachbeschädigungen 
(§§ 303 bis 305 StGB) 129

Vollrausch (§ 330 a StGB) 67

Körperverletzung (§§ 223, 223 a StGB) 16

Störung der Totenruhe (§ 168 StGB) 7 



Dem 6. Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. Ju-
ni 1960 kommt besondere Bedeutung für die 
Bekämpfung nazistischer Ausschreitungen zu. 
Die durch dieses Gesetz eingeführten Neure-
gelungen (§§ 96 a, 130, 189 Abs. 3 StGB) wur-
den in 128 der seit dem 1. 1. 1960 erfaßten 
Gesetzesverletzungen zur Verurteilung heran-
gezogen. Sie bilden mithin eine notwendige 
und brauchbare Ergänzung des geltenden 
Staatsschutzrechts.

Im April 1964 wurde die gesamte Auflage des 
Buches von Maurice PINAY „Verschwörung 
gegen die Kirche" vom Landgericht Düsseldorf 
eingezogen. Diese Schrift war u. a. auch deut-
schen kirchlichen Stellen aus Spanien zuge-
sandt worden. Sie ist stark antisemitisch. Das 
Landgericht Braunschweig zog das Buch des 
ehemaligen Gestapo-Angehörigen Gerhard 
FISCHER „Die Irrlichter" ein. Die Schrift ver-
herrlicht den Nationalsozialismus und propa-
giert ihn als Fundament für den Neubau Euro-
pas. Das in dieser Sache ergangene Urteil ist 
noch nicht rechtskräftig. Die vom Informations-
amt Kairo herausgegebene antisemitische 
Schrift „Das Problem der Palästinaflüchtlinge" 
wurde durch rechtskräftiges Urteil der IV. gro-
ßen Strafkammer des Landgerichts Düsseldorf 
vom 6. 10. 1964 eingezogen. Insgesamt liegen 
den zuständigen Justizbehörden z. Z. noch 63 
Titel rechtsextremer Publizistik, darunter eine 
neonazistische Schallplatte, zur Entscheidung 
über Einziehung oder Freigabe vor.

b) Verwaltungsmaßnahmen

Im Jahre 1964 wurden keine neuen Verbote 
und Auflösungen gegen rechtsradikale Grup-
pen ausgesprochen. Für alle wesentlichen na-
tionalistischen Jugendorganisationen besteht 
nach wie vor das Uniformverbot nach § 3 
Abs. 1 des Versammlungsgesetzes. Durch poli-
zeiliche Verbotsandrohungen und Auflagen 
wurde vereinzelt auf die Planung und den Ab-
lauf rechtsradikaler Veranstaltungen mit dem 
Ziel eingewirkt, politische Ausschreitungen zu 
verhindern. Häufiger bestand jedoch Anlaß zu 
ausländerpolizeilichen Maßnahmen. So ergin-
gen gegen kroatische Terroristen und einige 
andere Ausländer im Bundesgebiet Aufent-
haltsauflagen, um die betroffenen Personen zu 
hindern, sich weiterhin auf deutschem Boden 
politisch radikal zu betätigen.

Auf den Grenzüberwachungslisten der Bundes-
republik Deutschland befinden sich zur Zeit 38 
ausländische Faschisten und andere Rechts-
extreme, gegen die Einreiseverbot verfügt 
oder sonstige Uberwachungsmaßnahmen an-

geordnet worden sind. Darüber hinaus sind 
u. a. in den Ländern Bayern und Nordrhein-
Westfalen Grenz- und Aufenthaltssperren für 
weitere bekannte Faschisten aus dem benach-
barten Auslande erlassen worden.

c) Politische Bildung

Intensiv und erfolgreich waren im Berichtsjahr 
auch wiederum die Bemühungen der staats-
tragenden Kräfte in der Bundesrepublik, ver-
fassungsfeindlichen Tendenzen des Rechtsradi-
kalismus durch staatsbürgerliche Aufklärung 
entgegenzuwirken. Sie beruhten auf der Er-
kenntnis, daß eine freiheitliche Demokratie 
nur bestehen kann, wenn sie von der ständi-
gen Zustimmung und aktiven Mitarbeit der 
Bürger getragen wird.
Presse, Rundfunk und Fernsehen wirkten durch 
eine Fülle von Nachrichten und Berichten, Auf-
sätzen und Reportagen informativ und erzie-
herisch. Daneben haben Parteien, Gewerk-
schaften, Kirchen, Schulen und viele sonstige 
Verbände und Einrichtungen ihre Aufgabe 
darin gesehen, die Staatsbürger — und insbe-
sondere die Jugend — über Wesen und Ge-
fahren totalitärer Systeme aufzuklären und 
sie zu eigenverantwortlichem demokratischen 
Handeln zu erziehen.

Schließlich haben Bund und Länder auch selbst 
wieder Wesentliches zur Förderung der poli-
tischen Bildung der Staatsbürger beigetragen. 
Als Beispiel mag hier ein Ausschnitt aus der 
Arbeit der Bundeszentrale für politische Bil-
dung herausgestellt werden, die sich speziell 
mit der politischen Erwachsenenbildung auf 
überregionaler Ebene befaßt. Sie hat allein 13 
Bücher und Broschüren in einer Gesamtauflage 
von etwa 50 000 Exemplaren herausgegeben, 
die sich mit Rechtsradikalismus und Anti-
semitismus auseinandersetzen. Dazu kommen 
noch eine Anzahl anderer Schriften zu diesen 
Fragen sowie zahlreiche Beiträge in der 
Beilage zu der Wochenzeitung „Das Parla-
ment". Mehrere der von der Zentrale geför-
derten Tagungen waren ausschließlich den 
Problemen des Rechtsradikalismus gewidmet. 
Allein 249 Vorträge wurden zu den Themen-
kreisen „Zeitgeschichte" und „Vorurteile" ge-
halten; mehrere Filme beschäftigten sich mit 
Antisemitismus und den Ursachen des Nato-
nalsozialismus. Daneben nahm sich die regio-
nale Bildungsarbeit der Landeszentralen für 
politische Bildung und eine Fülle anderer 
öffentlicher oder privater Bildungsträger der 
Aufgabe der sachgemäßen Unterrichtung vor 
allem der Jugend an.



VI. Schlußbemerkung

Die in diesem Bericht skizzierten Erkenntnisse 
und Erfahrungen rechtfertigen folgende Schluß-
folgerung:

a) Der Selbstreinigungs- und Aufbauprozeß 
im Bundesgebiet hat den rechtsradikalen 
Splitterparteien und Vereinigungen von 
Jahr zu Jahr mehr Boden entzogen. Diese 
Entwicklung dauert an. Durch Rückschläge 
und Wahlniederlagen kompromittiert, dazu 
aufgesplittert und miteinander zerstritten, 
sind diese Gruppen zu einer lästigen Rand-
erscheinung im politischen Leben der Bun-
desrepublik Deutschland abgesunken. Eine 
akute Gefahr für die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung bilden sie in diesem 
Zustande und unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen nicht. Sie bedürfen der wei-
teren intensiven Überwachung, zumal sie 
sich teils zu tarnen versuchen, teils aber 
auch zunehmend antidemokratische Ten-
denzen zeigen, je mehr sie durch den Ver-
lust gemäßigt denkender Anhängerkreise 
zu Restgruppen fanatischer Sektierer wer-
den.

b) Antisemitische und nazistische Ausschrei-
tungen sind selten. Es liegen keine Anhalts-
punkte dafür vor, daß sie zentral gesteuert 
werden. Im Gegensatz zu dem Verfassungs-
feind von links verfügt der Rechtsradika-
lismus im Bundesgebiet über keine funk-
tionsfähige Untergrundorganisation. Um 
so mehr sind die Staatsschutzbehörden auf 

Hinweise aus der Bevölkerung angewiesen, 
um verfassungsfeindliche Planungen, Ak-
tionen und Zusammenschlüsse rechtzeitig 
erkennen und bekämpfen zu können. Dies 
gilt mindestens in gleichem Maße für die 
Einwirkungsversuche ausländischer Faschi-
sten.

c) Die Verbreitung rechtsradikalen Gedanken-
guts durch Zeitschriften und Bücher ist zwar 
im Berichtsjahr zurückgegangen. Auch hier 
scheint der Höhepunkt des Interesses über-
schritten zu sein. Trotzdem wird diesem 
Bereich auch in Zukunft erhöhte Aufmerk-
samkeit zu widmen sein. Mittels einer Pro-
paganda, die noch vorhandene völkisch-
nationalistische Grundstimmungen auf dem 
rechten Flügel unseres politischen Lebens 
anspricht, können in manchen Teilen der 
Bevölkerung wieder Ressentiments und 
Vorurteile wachgerufen werden, die heute 
nur mehr bei einer kleinen Minderheit 
offen in Erscheinung treten. Mit Mitteln 
der Exekutive kann gegen diese, in der 
Regel die Meinungs- und Pressefreiheit ge-
schickt ausnutzende rechtsextreme Propa-
ganda nur selten eingeschritten werden. 
Hier hilft nur sachliche Aufklärung durch 
die Träger der politischen Bildung und 
durch Presse und Funk. Nicht zuletzt wer-
den auch die demokratischen Parteien dar-
über zu wachen haben, daß nicht ein Teil 
der Wählerschaft eines Tages den Ver-
lockungen nationalistischer Demagogen er-
liegt.


